
Freiheit und Unhabhängigkeit Seite 5
Nationalrat und Parteipräsident Ueli Maurer zur Rolle der SVP in der Aussenpolitik

Freiheit statt Reservat Seite 9

Skizze einer Therapie Seiten 14-15
Wie der Berner Finanzdirektor Urs Gasche die Kantonsfinanzen sanieren will

Schweiz unter Druck

jaja
Die Zeitung des Mittelstandes

Kaum hat die Schweiz zur UNO Ja gesagt, gerät sie bereits wieder unter massiven
Druck von aussen. Die EU hat von der Schweiz ultimativ Zugeständnisse im Bereich
des Bankgeheimnisses verlangt. Es gilt, kühlen Kopf zu bewahren und sich nicht
erpressen zu lassen. Lesen Sie dazu den Artikel des Wirtschaftsfachmanns und
Nationalrats Hans Kaufmann auf   Seite 3
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Demokratie stärken oder
 Verwaltungsbürokratie festigen?

Immer, wenn eine Reform der Volksrechte ansteht, heisst es, man wolle die „Demokratie
stärken” und „verwesentlichen”. Faktisch bedeutet dies jedoch meist einen Abbau von
Rechten und eine Erweiterung der Bürokratie. Auch in der Frühjahrssession des Nationalrates
wurden verschiedene derartige Vorstösse behandelt.

Nach dem Willen des Bundesrates sollen die Wahlvorschläge künftig nicht nur Name,
Geburtsdatum etc. des Vorgeschlagenen enthalten, sondern auch noch das Geschlecht: Der
Bündner Bubenname „Andrea” sorge bisweilen für Verwirrung... Ein öffentliches
Parteienregister - so ein weiterer bundesrätlicher Vorschlag - soll zudem mehr Transparenz
bringen. Dass die Bundesversammlung hierzu - wir haben ja kaum Gesetze - eine eigene
Verordnung erlassen wird, ist selbstverständlich.

Um dem Bürger zu „helfen” soll die Landesregierung künftig vor Nationalratswahlen „Informations- und Sensibilisierungs-
kampagnen insbesondere zur Förderung der Stimmbeteiligung, zur Förderung von Frauenkandidaturen und zur ausge-
glicheneren Vertretung der Geschlechter im Parlament durchführen”. Worauf bundesrätliche „Sensibilisierungskampagnen”
hinauslaufen, wissen wir spätestens seit dem UNO-Abstimmungskampf. Besonders ärgerlich ist, dass der Steuerzahler diese
Manöver wiederum aus seiner Tasche zu berappen hat. Störend ist zudem, dass demokratische Entscheide weiter verrechtlicht
werden sollen: Gerichtliche Beschwerdemöglichkeiten haben Hochkonjunktur. Das Bundesgericht und nicht die
Bundesversammlung soll neu letztinstanzlich über die Gültigkeit von Volksbegehren entscheiden. Damit wird die
Gewaltenteilung weiter aufgeweicht; die Gerichte erhalten immer mehr politische Macht. Wohin dies führt, sieht man in
unseren Nachbarländern: Mit Blick auf den Euro-Entscheid des Bundesverfassungsgerichtes bekannte Ex-Kanzler Kohl
letzthin freimütig, dass der Euro „nie durchgekommen wäre, wenn es eine Volksabstimmung darüber gegeben hätte”. Wenn
wir uns vor derartigen undemokratischen Tendenzen schützen wollen, sind wir gut beraten, jede vordergründige „Stärkung”
der Demokratie kritisch zu hinterfragen.

 Gregor A. Rutz, Generalsekretär

Bundesrat Samuel Schmid

Achse des Bösen?
Achse des Bösen hat der Präsident der USA
drei Staaten genannt. Solch schrille Unbe-
dingtheit in der politischen Sprache Ameri-
kas verfehlt kaum jemals, in Europa Stirn-
runzeln hervorzurufen.
Denkt man über diese Stim-
mungsdifferenz zwischen den
beiden Seiten des Atlantik
etwas nach, lassen sich zwei
Hauptunterschiede feststellen.
In Europa weiss im Grunde
jede Macht, dass sie weltpoli-
tisch nicht mehr alleine auftre-
ten kann, dass sie Rücksicht
nehmen muss. Anders Ameri-
ka: Seine einmalige Stellung
erlaubt ihm, sich notfalls nur
um die eigene Überzeugung zu
kümmern.

Zu dieser nicht unproblema-
tischen Möglichkeit gesellt
sich der Zwang, das Leben
zahlreicher Menschen in die
weltpolitische Waagschale zu

werfen. Diesem Zwang kann
sich die erste Weltmacht nicht
entziehen.

Klare
Botschaft als

Voraussetzung

Wer nun aber das Leben ein-
setzen soll, wer den Einsatz
seines Sohnes, seiner Tochter,
seines Lebensgefährten, seiner
Mutter, seines Vaters unter-
stützen soll, braucht eine klare
Botschaft. Daran sollten wir
uns erinnern, wenn wir über
die von George W. Bush be-
schworene Achse des Bösen
sprechen.

Verbreitung
der Mittel-
und Lang-

streckenraketen
bekämpfen

Absichten kommen und ge-
hen, Möglichkeiten bleiben.
Wenn nicht alles täuscht, geht
es dem amerikanischen Präsi-
denten in der nächsten Phase
seines Krieges gegen den Ter-
rorismus darum, auf die Dauer
zu verhindern, dass Mittel-
oder Langstreckenraketen in
die Hände von Regierungen
gelangen, die keine Gewähr
dafür bieten, dass die Lenk-
waffen nicht eines Tages, mit
Massenvernichtungsmitteln in
den Sprengköpfen, so auf
Ballungszentren abgefeuert
werden, dass am Abend des
Angriffs der 11. September
2001 nur noch eine ferne und

vergleichsweise harmlose Erin-
nerung ist.

Wie immer dem sei: Die Welt ist
eine andere geworden und wir
tun gut daran, den Versuch zu
unternehmen, die tatsächlichen
Vorgänge zu verstehen.



Zinsbesteuerung
Die Europäische Union arbeitet derzeit an einem Projekt
zur Sicherstellung einer sehr weit gehenden Besteuerung
von Zinserträgen. Dazu sollen die Banken EU-weit ge-
zwungen werden, den Steuerbehörden ihre Kundendaten
zu übergeben. Die EU übt Druck auf die Schweiz aus, die-
ses System ebenfalls zu übernehmen. Dies würde die Auf-
gabe des Bankgeheimnisses bedeuten. Die SVP zieht das
bewährte System der Verrechnungssteuer vor.
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EU bedrängt
Schweizer Bankgeheimnis
Kaum liegt die Abstimmung über den UNO-
Beitritt der Schweiz hinter uns, nimmt der
Druck des Auslandes auf die Schweiz bereits
wieder zu. Am 6. März 2002 forderte der EU-
Kommissar Frits Bolkestein die Schweiz zur
unverzüglichen Verhandlungsaufnahme bei
der Zinsbesteuerung auf.

Die EU hat sich in diesem
Dossier selbst unter Zeitdruck
gesetzt, indem sie den Ab-
schluss der entsprechenden
Verhandlungen mit Drittstaa-
ten auf Ende Juni 2002 festge-
legt hat. Die Schweiz ihrerseits
möchte, dass die EU zuerst
zwei auf der EU-Seite noch
fehlende Verhandlungsman-
date (Schengen/Dublin: Koo-
peration im Polizei- und Asyl-
bereich und Dienstleistungen)
verabschiedet.

10 Mandate

Am 30.1.2002 gab der Bundes-
rat denn auch schweizeri-
scherseits die definitive Verab-

Nationalrat Hans Kaufmann
Wirtschaftsberater, Wettswil (ZH)

schiedung der 10 Mandate der
zweiten bilateralen Verhand-
lungsrunde bekannt: Betrugs-
bekämpfung, verarbeitete
Landwirtschaftsprodukte,
Umwelt, Statistik, Bildung,
Medien, Ruhegehälter, Dienst-
leistungen und jene zwei Ab-
kommen, die viele Schweize-
rinnen und Schweizer mit
grossem Argwohn verfolgen,
nämlich das “Schengen/Dub-
lin”-Abkommen und die Ver-
handlungen über die Zinsbe-

den. Um diese Besteuerung
sicherzustellen, will die EU
ein System des automati-
schen Informationsaustau-
sches zwischen ihren Mit-
gliedstaaten einführen. Die
Schweiz soll mit einem bila-
teralen Vertrag in dieses Sys-
tem eingebunden werden. Die
EU wünscht nach einer sie-
benjährigen Übergangszeit,
bzw. ab dem Jahre 2010 einen
Anschluss der Schweiz an das
EU-Meldesystem. Die Schweiz
und deren Finanzinstitute wä-
ren verpflichtet, “Auskünfte
auf breitestmöglicher Basis”
über die Auszahlung von Zin-
sen an einen “Steuerauslän-
der” an dessen zuständige
Steuerbehörde zu erteilen,
damit dessen Besteuerung im
Sitzstaat sichergestellt werden
kann. Ein solches Meldever-
fahren bedeutete das Ende des
Schweizer Bankkundenge-
heimnisses und damit der
Privatsphäre, welche in der
Bundesverfassung (Art. 13)
garantiert ist.

Steuerhinterziehung in der
Schweiz ist nur deshalb mö-
glich, weil ausländische An-
lageinstrumente ohne Ver-
rechnungssteuerabzug, vorab
aus Europa, in Form von
Treuhandanlagen oder Euro-
Anleihen zur Verfügung ste-
hen. Würde die EU wie die

Schweiz eine Emittenten-
steuer erheben, wäre die Steu-
erhinterziehung weitestge-
hend unterbunden und Ver-
handlungen mit der Schweiz
überflüssig. Der Bundesrat
signalisiert trotzdem Bereit-
schaft - falls sich die EU auf
eine gemeinsame Regelung
inklusive Einbezug der ab-
hängigen oder assoziierten
Gebiete einigt - unter Wah-
rung des Bankgeheimnisses
nach Wegen zu suchen, Um-
gehungsmöglichkeiten über
die Schweiz unattraktiv zu
machen. Dies bedeutet kon-
kret, dass eine Ergänzung der
Verrechnungssteuer durch die
Zahlstellensteuer im Vorder-
grund steht. Die Schweiz soll
also für die EU den auslän-
dischen Kunden der Schwei-
zer Banken eine Quellen-
steuer erheben und diese
anschliessend der EU über-

steuerung. Immerhin sollen
gemäss Michael Ambühl, dem
Chef des Integrationsbüros,
die Abkommen über Betrugs-
bekämpfung, Zinsbesteue-
rung, Schengen/Dublin und
die Liberalisierung der Dienst-
leistungen in der Schweiz in
referendumsfähige Beschlüsse
gekleidet werden. Auch in der
EU seien nationale Ratifi-
zierungen nötig.

EU-Steuerhoheit
über die
Schweiz?

Bei der “Zinsbesteuerung”
geht es um den Versuch, die

EU-Steuerhoheit durch eine
effiziente Mindestbesteuerung
von Zinserträgen schleichend
auf souveräne, aussen stehen-
de Staaten wie die Schweiz
auszudehnen. Dabei handelt
es sich um Zinsen, die von ei-
ner in einem EU-Mitglied-
staat ansässigen Zahlstelle
(z.B. einer Bank) an eine na-
türliche Person, die in einem
anderen EU-Mitgliedstaat als
tatsächlich Begünstigte steuer-
pflichtig ist, ausbezahlt wer-
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Damit Bahnfahren Spass macht.
Stadler Bussnang AG

9565 Bussnang
Telefon 071 626 20 20
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weisen. Eine solche Steuer
erscheint nicht zweckmässig.
Die richtige Lösung für die
EU-Steuerflucht wäre die
Einführung einer Quellen-
steuer in der EU, die von den
Emittenten bezahlt wird. Das
wäre administrativ effizient.

EU will Finanz-
platz Schweiz

schwächen

Solange die EU ihre Probleme
selber lösen kann, sollte die
Schweizer Regierung unserem
Finanzplatz und sich selbst
nicht unnötigen, massiven

administrativen Aufwand auf-
bürden. Es ist auch offen-
sichtlich, dass die EU als
Nebenziel eine Schwächung
des wettbewerbsfähigen Fi-
nanzplatzes Schweiz zuguns-
ten ihrer eigenen Finanz-
metropolen anstrebt. Es geht
somit nicht nur um eine Ver-
einheitlichung der Steuersys-
teme in Europa, sondern teil-
weise auch um reine Macht-
politik. Die gleichen Länder,
welche die Schweiz erpressen,
weigern sich bekanntlich,
steuerlich bessergestellte Ge-
biete in ihrem eigenen Ein-
flussgebiet wie Monaco oder
die englischen Kanal-Inseln
zu bedrängen. Andere Länder

haben erkannt, worum es
letztlich geht. Im Sommer
2001 erklärte der amerikani-
sche Finanzminister Paul O.
Neill, dass die USA nicht mehr
bereit seien, im bisherigen
Ausmass bei der OECD Task
Force zur Bekämpfung von
Steuerparadiesen mitzuma-
chen. Die USA seien gegen
eine weltweite Harmonisie-
rung von Steuern, sondern
befürworteten den Steuer-
wettbewerb. Führende ameri-
kanische Zeitungen sind der
Meinung, die OECD werde
von der EU missbraucht, um
unter dem Deckmantel der
Bekämpfung von Geldwä-
scherei die Flucht von Kapital

aus der EU zu bremsen. Wenn
die Steuerlast bis 60% des
Einkommens erreiche, müsse
man sich nicht wundern,
wenn Kapital abgezogen wer-
de. Oder anders ausgedrückt:
nur tiefe Steuern verhindern
einen Kapitalabfluss. Die
Schweizer Regierung täte gut
daran, sich nicht von der EU
erpressen zu lassen, denn eine
Volksabstimmung über neue
Steuern und das Einkassieren
von Steuern für ausländische
Mächte dürfte vom Bundesrat
nicht problemlos zu gewinnen
sein.

Am Anfang jeder starken Werbung
steht das Inserat!

Gerne senden wir Ihnen unverbindlich den akuellen SVPja-Inseratetarif. Telefon 031 302 58 58 oder svpja@svp.ch
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Freiheit und
Unabhängigkeit
Die Freiheit und Unabhängigkeit unseres
Landes haben für unsere Partei auch nach
der UNO-Abstimmung höchste Priorität. So
lange Bundesrat und die anderen Re-
gierungsparteien am EU-Beitritt festhalten,
wird es auch weiterhin allein an der SVP lie-
gen, sich für die Freiheit und Unabhängig-
keit der Schweiz einzusetzen.

Mit hauchdünnem Stände-
mehr und einem knappen
Volksmehr hat das Schweizer
Volk am 3. März den UNO-
Beitritt gutgeheissen. Der
Bundesrat hat in seinem Ab-
stimmungskampf eine Reihe
von Versprechen abgegeben,
für deren Einhaltung sich un-
sere Partei einsetzen wird.

Bundesrat hat
viel versprochen

So hat der Bundesrat immer
versprochen, an der schweize-
rischen Neutralität festzu-
halten und damit die Position
der Schweiz auf dem interna-
tionalen Parkett zu stärken.
Eine der ersten Reaktionen
auf die UNO-Abstimmung
war ein geharnischter Brief
der EU mit offener Drohung
an Finanzminister Villiger,
sich in Bezug auf eine Zahl-
stellensteuer endlich koopera-
tiv zu zeigen. Praktisch gleich-
zeitig kritisiert eine UNO-
Kommission die schweizeri-
sche Einbürgerungspolitik
und bezeichnet Volksent-
scheide als fremdenfeindlich.
Ob das jetzt ändern wird,
wenn unsere Vertreter in New
York sagen, wo Bartli den
Most holt?

Der Bundesrat hat ferner ver-
sprochen, die Kosten einzu-
halten und sich bei Truppen-
einsätzen an eine restriktive
Auslegung des Militärgesetzes
zu halten. Als politische Kraft,

die die Landesregierung an
ihre Versprechen erinnert,
braucht es die SVP nach die-
sem Volksentscheid erst recht.

Bilaterale
Verträge nicht
à discrétion

Ein besonderes Augenmerk
wird die SVP in den nächsten
Monaten auf die neuen bila-
teralen Verhandlungen mit der
EU richten. Wir werden dar-
auf achten, dass wir nicht vor
lauter bilateralen Abkommen
plötzlich das Niveau des EU-
Beitrittes erreichen. Es bleibt
zu befürchten (und wird hin-
ter vorgehaltener Hand zu ver-
stehen gegeben), dass diese
Strategie sowohl in Brüssel als
auch von Schweizer Seite an-
gewendet werden könnte.

Ausser einer Verbesserung des
Handels mit verarbeiteten
landwirtschaftlichen Produk-
ten besteht zurzeit von Schwei-
zer Seite kein vitales Interes-
se an weiteren Abkommen.
Eine integrale Übernahme von
Schengen lehnt die SVP ab.
Eine Preisgabe des Bank-
kundengeheimnisses kommt
für unsere Partei nicht in Fra-
ge.

Ein besonderes Augenmerk
wird die SVP auch auf andere
internationale Verträge rich-
ten. Noch dieses Jahr sollen
die Protokolle zur Alpen-
konvention ratifiziert werden.

Damit wird ein weiteres Stück
Souveränität aufgegeben. Die
SVP hat diese Protokolle seit
jeher abgelehnt und wird dies
noch bekräftigen. Auch mit
der Ratifizierung des Klima-
protokolls von Kyoto - das
ebenfalls noch dieses Jahr
durch das Parlament ge-
peitscht werden soll - will sich
unser Land zu Lasten des
Wirtschaftstandortes als Mus-
terschüler ins Rampenlicht
stellen und nimmt dabei einen
Verlust an Souveränität in
Kauf. Die SVP wird dagegen
ankämpfen, dass dem Volk
Entscheidungsrechte entwun-
den und an internationale
Gremien delegiert werden.

EU und NATO
sind nicht vom

Tisch

Auch der EU-Beitritt ist nicht
vom Tisch. Er figuriert nach
wie vor als Legislaturziel des
Bundesrates für die Jahre 2003
bis 2007. Dieser Terminplan
wird zurzeit zwar etwas ver-
wedelt, es ist aber nicht daran
zu zweifeln, dass am EU-Bei-
tritt in verschiedenen Ämtern
eifrig gewerkelt wird. Die SVP
bleibt die einzige politisch
ernst zu nehmende Kraft, die
sich gegen den EU-Beitritt ein-
setzt. Die SP hat genügend
bewiesen, dass sie im entschei-
denden Moment die Mitte-
parteien einbinden kann. Die-
se haben leider kaum mehr die
Kraft, sich dagegen zur Wehr
zu setzen.

Schliesslich ist auch eine wei-
tere Annährung an die NATO
zu beobachten. Die Armee-
reform XXI zeugt in verschie-
denen Ansätzen davon. Bleibt
zu hoffen, dass hier der Natio-
nalrat dem Ständerat folgen
wird und weitere Korrekturen
vornehmen kann. Die Miliz
muss das Rückgrat unserer

Armee bleiben und dies ver-
trägt sich schlecht mit den
Profiarmeen der NATO.

Volksrechte im
Zentrum

Bei all diesen internationalen
Abkommen, Verträgen und
möglichen Beitritten gehen
unsere Volksrechte Stück um
Stück verloren. Unsere Demo-
kratie lebt von der direkten
Mitgestaltung der Stimmbür-
gerinnen und Stimmbürger.
Die direkte Demokratie ist
eine der tragenden Säulen un-
seres Staatswesens. Verlierer
bei all den genannten Vorha-
ben ist immer das Volk. Dafür
können Politiker und Beamte
an internationalen Treffen mit-
machen. Für diesen Trostpreis
setzen wir unsere Souveräni-
tät nicht aufs Spiel. Freiheit
und Unabhängigkeit sind uns
wichtiger.

Nationalrat Ueli Maurer,
Parteipräsident SVP
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Laufend aktualisiert!

Diskutieren Sie mit:
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Arteplages ohne Boden?
Bundesgelder ohne Ende!

Jeder Vereinsvorstand, der bei
der Organisation eines Wald-
und Wiesenfestes sein Budget
in diesen Proportionen über-
zieht, wird unverzüglich in die
Wüste geschickt. Haben Sie
solches je von der Expo ge-
hört?

Dort heisst es, es würde nicht
zuviel Geld ausgegeben. Viel-
mehr hätten die Sponsoren
aus der Wirtschaft nicht die
erwarteten (und von irgend-
welchen Expo-Phantasten ge-
planten) Summen gebracht.
Vor rund einem Jahr hatte
allerdings die Direktorin feier-
lich erklärt, zum Sparen sei es
jetzt zu spät. Mit dieser Paro-
le hat sie sich zweifellos erfolg-
reich durchgesetzt. Belege ver-
passter Sparsamkeit lassen
sich in Hülle und Fülle finden:
Handwerker, die ohne Offer-
te, nach Regie abrechnen dür-
fen. Falsch oder zu spät ver-
gebene Handwerker-Aufträge,
für welche ein Express-Zu-

Sechseinhalb mal höher als 1996 bewilligt
werden jetzt die Bundesbeiträge an die Expo
bezahlt. Statt 130 Millionen Franken, die
ursprünglich genehmigt worden sind, betra-
gen die Bundesgelder jetzt 838 Millionen
Franken.

sches Verantwortungsbewusst-
sein abgestreift. Das Zusam-
menwirken von professionel-
ler Inkompetenz, künstle-
risch-spielerischem und poe-
tischem Umgang mit Steuer-
geldern auf der einen Seite
und finanzpolitischer Wider-
sprüchlichkeit im Bundeshaus
führt schliesslich zu einem
Milliardendesaster, welches in
Bundesdefiziten seinen Aus-
druck findet.

Es ist bedauerlich, dass das
Parlament nicht den Mut auf-
brachte, diesen finanzpoliti-
schen Sittenzerfall zu stoppen
und eine weitere, unter kei-
nem Titel zu verantwortende
Verschleuderung von Steuer-
geldern zu unterbinden.

Soap Opera

Aber die letzte Fortsetzung der
Soap Opera „Expo-Finanzie-
rung” ist noch nicht geschrie-
ben. Das nächste Kreditge-
such kommt bestimmt. Hoffen
wir, dass ein guter Besuch der
Expo.02 zur Folge hat, dass
die Bundeskasse nicht noch-
mals mit dreistelligen Millio-
nenbeträgen beansprucht wer-
den wird!

Dr. J. Alexander Baumann,
Nationalrat, Kreuzlingen/TG

Sicherheit in Salt Lake City - die Messlatte liegt hoch
Die olympischen Winterspiele in Salt Lake City haben alles übertroffen, was bisher zu erleben war. Auch
punkto Sicherheit. Die Austragungsorte waren praktisch alle über 6-spurige Autobahnen zu erreichen.
Die Parkplätze lagen 5 Minuten vor Ortseinfahrt und hatten jeweils die Grösse der Stadt Bern (!). Und
dennoch wurden die Zuschauer - nicht selten 40’000 - ohne Wartezeit in Bussen zum Austragungsort
transportiert. Kurz vor dem Eintritt ins Wettkampfgelände waren die Sicherheitskontrollen zu passieren.
Innert kürzester Zeit wurden die Zuschauer durch Schleusen geführt. Massnahmen, die auf Grund der
Ereignisse am 11. September notwendig geworden waren. Seit letztem Jahr ist alles anders.
Bewachungsfirmen brauchen sich nicht über Auftragsmangel zu beklagen. Bei Grossveranstaltungen denkt

man zuerst an die Sicherheitskonzepte. Das ist nicht nur für die Olympiakandidatur Bern 2010 von Bedeutung. Will die
Schweiz auch künftig Austragungsort für Grossereignisse sein, müssen wir uns entsprechend vorbereiten. Mit Salt Lake City
ist die Messlatte hoch gelegt. Aber die Schweiz hat die Ressourcen für Höchstleistungen, im Sport und im Sicherheitsbereich.

Heinz Egli, Mitglied des Präsidiums Swiss Ski

schlag anfallen wird. Eine Bro-
schüre, in welcher sich die
Expo ihres umweltbewussten
Verhaltens rühmt, wurde auf
Papier der Stärke 200 (!)
Gramm gedruckt.

Spielerei für
500’000 Franken

Auch die folgende kleine
Geschichte belegt den verant-
wortungslosen Umgang mit
Steuergeldern: Der Architekt
des schwimmenden Mono-
lithen der Arteplage Murten,
Jean Nouvel, besichtigte das
fertige Werk, einen 4’000 Ton-
nen schweren, mit Stahl-
platten verkleideten Würfel. In
Gegenwart von Gewährs-
leuten erklärte Nouvel, die
Stahlplatten müssten rostig
sein, so gefiele ihm das nicht.
Darauf wurden die Stahl-
platten demontiert, nach Ita-
lien transportiert, dort in
einem Säurebad oxidiert und
wieder in die Schweiz zurück-

geführt. Kosten: Fast eine hal-
be Million Franken.

Wenn eine angebettelte Unter-
nehmung im Rahmen der
Sponsorensuche die Frechheit
hatte, nach der Gegenleistung
für den Sponsorenbeitrag zu
fragen und sich vorstellte, an
der Landesausstellung eines
seiner Produkte dem Publi-
kum zur Schau zu stellen,
wurde ihr entgegengehalten,
es handle sich bei der Expo
nicht um eine OLMA oder gar
um eine Mustermesse. Ein
Sponsoring-Vermittler offe-
rierte 15 Millionen Franken
Sponsorengeld für die Gegen-
leistung, dass der Produkt-
Name eines Getränkes auf die
Dampfwolke von Yverdon
projiziert werden könne. „Wir
suchen uns unsere Sponsoren
selber”, lautete die stolze
Antwort des künstlerischen
Direktors. Dass mit einer
derart überheblichen Haltung
in unserem Land keine Spon-
sorengelder zusammenzu-
bringen sind, ist eine Erkennt-
nis, die bei den Expo-Ver-
antwortlichen noch immer
kein Verständnis findet.

Bereits der Bundesrat, in
Sonntagsreden stets vom Spa-
ren sprechend, hat bei der
Expo jegliches finanzpoliti-



der maroden Bundeskasse ge-
sprochen werden, damit ge-
stresste Parlamentarier Mitar-
beiter einstellen können, son-
dern gleichzeitig die Regelung
dazu vom Gesetz in die Ver-
ordnung geschoben werden.
Damit könnte das Volk künf-
tig nicht mehr eingreifen,
wenn das Parlament seine ei-
genen Entschädigungen erhö-
hen will. Bleibt abzuwarten,
ob der Ständerat einer solchen
Kompetenzverschiebung zu-
stimmt. Wenn ja, wird ein Re-
ferendum sicher nicht ausblei-
ben.

CO2-Vorstösse
abgelehnt

Keinen Erfolg hatte die SVP
mit ihren Vorstössen zur Kli-
mapolitik. Die Schweiz hat
mit dem CO2-Gesetz die welt-
weit strengsten Regulierungen
in dieser Sache und spielt da-
mit wieder einmal in umwelt-
politischen Fragen Muster-
knabe. Die SVP wehrt sich
dagegen, dass die Wirtschaft
durch solche Übungen immer
mehr in Mitleidenschaft gezo-
gen wird und an internationa-
ler Konkurrenzfähigkeit ein-
büsst. Leider fand die Politik
der SVP bei den anderen Par-
teien - auch bei solchen, die
sich gerne wirtschaftsfreund-
lich nennen - keine Unterstüt-
zung.

Wenige Vorlagen -
wichtige Geschäfte

Sessionsrückblick 7

In der Frühjahrssession 2002 standen nur
wenige, dafür umso gewichtigere Geschäf-
te, an. Zeit genug, um pendente Vorstösse
zu behandeln, aber auch neue einzureichen.

Aliki M. Panayides, stv.
Generalsekretärin SVP Schweiz

Aussenpolitik -
jetzt erst recht

Nach dem knappen Ja zur
UNO beschloss die SVP-Frak-
tion, mit Vorstössen den Bun-
desrat auf seine Versprechun-
gen im Abstimmungskampf zu
behaften. Mit einer Interpella-
tion legte sie deshalb den Fin-
ger auf konkrete gesetzliche
Neuerungen, namentlich im
Bereich Gesundheits-, Um-
welt- und Finanzpolitik, aber
auch auf die Folgen im Perso-
nalbereich der Bundesver-
waltung. Mit einer Motion for-
dert sie im Weiteren den Bun-
desrat auf, wie versprochen
eine Revision der UNO-Char-
ta zur Aufhebung des Veto-
rechts anzustreben.

Auch zur Fortsetzung der bi-
lateralen Verhandlungen sah
die SVP Handlungsbedarf. In
einer dringlichen Interpellati-
on, namentlich zu Schengen,
erkundigte sie sich nach den
Leitplanken für die Verhand-
lungsmandate. Das Büro an-
erkannte die Dringlichkeit
und in der Sondersession vom
15. - 17. April werden die of-
fenen Fragen zur Diskussion
kommen.

Vorstösse
für mehr

Transparenz

Nachdem es Mode geworden
ist, dass Verwaltungsräte, Bei-
räte und Geschäftsleitungen
sich aus dem Vermögen der
Firmen bereichern, die ihnen
gar nicht gehören, besteht
Handlungsbedarf. Es hat nichts
mehr mit freiem Markt zu tun,

wenn sich Leute am Privatei-
gentum kleiner Aktionäre ver-
greifen, indem sie Firmen aus-
saugen, die keinen ausrei-
chenden Gewinn abwerfen.
Mit mehr Transparenz muss
hier Abhilfe geschaffen wer-
den. Die SVP-Fraktion reich-
te deshalb zwei Parlamentari-
sche Initiativen im National-
rat ein und Ständerat Maxi-
milian Reimann doppelte mit
einer dringlichen Interpellati-
on nach.

SVP kämpft
allein gegen
Asylrechts-
missbrauch

Die Behandlung der Volks-
initiative „gegen Asylrechts-
missbrauch” im Rat ist nun
beendet und die Vorlage ab-
stimmungsreif. Mit wider-
sprüchlichen Argumenten
schlägt der Bundesrat die Ini-
tiative zur Ablehnung vor, und
die Mehrheit des Parlamentes
ist ihm - nicht unerwartet na-
türlich - gefolgt. Einerseits
bereits erfüllt, andererseits
wegen internationalen Ver-
pflichtungen unerfüllbar, so
die wenig überzeugende Argu-
mentation des Bundesrates.
Die Fakten, das heisst die stei-
genden Zahlen der Asylgesu-
che, sprechen eine andere
Sprache und geben der SVP
recht.

Goldinitiative
goldrichtig

Auch das zweite Volksbegeh-
ren der SVP, die Goldinitiative
ist abstimmungsreif und auf
Erfolg versprechendem Kurs.

Auch wenn Umfragen in ge-
wissen Medien etwas anderes
zu sagen versuchen, findet die
Solidaritätsstiftung kaum mehr
Sympathien. Wie unausgereift
die Idee sowohl bei ihrer
Lancierung wie auch heute
noch ist, zeigen die endlosen
und variantenreichen Diskus-
sionen um ihren Zweck. Wer
mit den überschüssigen Reser-
ven der Nationalbank wirk-
lich helfen will, stimmt der
Goldinitiative und damit der
Bewirtschaftung zu Gunsten
der AHV zu.

Recht auf Ein-
bürgerung auf

dem Schleichweg

In der Einbürgerungsvorlage
betreibt der Bundesrat eine
bemerkenswerte Salamitaktik:
Die Gesetzesgrundlage kommt
in mehreren Teilvorlagen da-
her, um wenigstens Teile da-
von sicher ins Ziel zu führen.
Dazu kommt, dass mit einer
separaten parlamentarischen
Initiative die Einführung eines
Beschwerderechts gegen Ein-
bürgerungen vorgezogen wer-
den soll. Damit wird faktisch
ein Recht auf Einbürgerung
geschaffen. Eine Neuerung im
schweizerischen System, die
einmal mehr darauf abzielt,
Volksrechte zu beschneiden,
um die Schweiz europakom-
patibel zu machen. Die Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger
werden sich das nicht gefallen
lassen dürfen.

Parlamentarier-
entschädigung

Als beinahe tollkühn muss
eine Vorlage bezeichnet wer-
den, die unter dem Titel „Un-
terstützung zur Erfüllung der
parlamentarischen Aufgaben”
bescheiden daher kommt. Da
sollen nicht nur Gelder aus
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Kein Beschwerderecht gegen
diskriminierende Einbürgerungsentscheide

Nationalrat Rudolf Joder, Belp

Es geht darum, Volksentschei-
de an Gemeindeversammlun-
gen und bei Urnenabstim-
mungen sowie Parlamentsent-
scheide bei Einbürgerungen
einer gerichtlichen Kontrolle
zu unterstellen. Damit werden
die Volksrechte und die Parla-
mentsrechte eingeschränkt.

Wer ein Beschwerderecht ge-
gen Einbürgerungsentscheide
verlangt, will ein Recht auf
Einbürgerung. Ein solcher
Rechtsanspruch ist klar abzu-
lehnen. Das behauptete ver-
fassungmässige Recht auf eine

Die vom Nationalrat am 20. März 2002 be-
schlossene Kommissionsinitiative verlangt
die Einführung eines Beschwerderechts bei
willkürlichen und diskriminierenden Einbür-
gerungsentscheiden. Sollte diese Vorlage
auch vom Ständerat unterstützt werden,
wird die SVP das Referendum ergreifen.

willkürfreie und diskriminie-
rungsfreie Einbürgerung steht
im Gegensatz zum verfas-
sungsmässigen Recht des
Stimmbürgers, seinen Willen
frei zum Ausdruck bringen zu
können. Gemäss der verfas-
sungsrechtlich garantierten
Abstimmungsfreiheit (Art. 34
Abs. 2 BV) schuldet der ein-
zelne Stimmbürger nieman-
dem Rechenschaft über sein
Stimmverhalten.

Wenn ein Recht auf Einbürge-
rung und ein Beschwerderecht
gegen Einbürgerungsentschei-

de eingeführt werden sollen,
muss dies in der Verfassung
festgeschrieben und obligato-
risch dem Volk zum Entscheid
vorgelegt werden. Genau dies
will man nicht. Vielmehr wird
versucht, das Beschwerde-
recht gegen Einbürgerungs-
entscheide am Souverän vor-
bei zu schmuggeln. Dies ist
staatspolitisch bedenklich.

Schliesslich ist der Vorschlag
des Nationalrates in der Pra-
xis kaum durchführbar. Bei
einem Volksentscheid oder
Parlamentsentscheid besteht
keine Begründungspflicht.
Damit ist die gerichtliche
Überprüfung nur beschränkt
oder überhaupt nicht möglich.

Schliesslich bedeutet der Ent-
scheid des Nationalrates einen
klaren Eingriff in die Autono-
mie der Gemeinden und Kan-
tone. Eine entsprechende ver-

fassungsrechtliche Grundlage
besteht nicht.

Die SVP ist entschlossen, ge-
gen diesen Entscheid des Na-
tionalrates anzukämpfen. Die
beschlossene Missachtung der
Volksrechte kann nicht akzep-
tiert werden!

SVP Frauen Schweiz - Wahlkampf 2003

Links/Rechts-Schema: Weltanschauliche
Hintergründe und Auswirkungen

Was ist eigentlich „links” und was ist „rechts”? Dr. Peter Karlen (SVP-
Bundesrichter) und Gregor A. Rutz (SVP-Generalsekretär) zeigen Ihnen anhand
von praktischen Beispielen aus dem politischen Alltag sowie der Bundes- und
Kantonsverfassung, wie sich weltanschauliche Hintergründe auswirken.

Inhalte:
- philosophischer/weltanschaulicher Über- und Rückblick
- Wie setzt man bürgerliche Ideen im politischen Alltag um?
- „Sündenfälle” der eidgenössischen Politik in der jüngeren Vergangenheit
- Thema am Beispiel der neuen zürcherischen Verfassung erarbeiten

Das Seminar richtet sich an alle SVP Frauen und Sympathisantinnen.

Datum: Samstag, 27. April 2002, 9:15 Uhr bis 13:00 Uhr
Ort: Zunfthaus zur Schneidern, Königsstuhl, Stüssihofstatt 3, Zürich
Kosten: Fr. 50.- (inklusive Kaffeepause)

Anmeldung erwünscht bis zum 15. April 2002:
Generalsekretariat SVP, Silvia Bär, Brückfeldstrasse 18, 3000 Bern 26
Telefon 031 302 58 58, Fax 031 301 75 85, e-mail: baer@svp.ch

UN(E)
SECRETAIRE
GENERAL(E)

- Entrée en fonction: dès que
possible

- Emploi à plein temps

- Nécessité d’être titulaire d’un
CFC commercial ou d’une licence
universitaire (droit, gestion,
sciences politiques ou
économiques).

- Le poste requiert une grande
capacité d’organisation,
d’administration, de direction, de
rédaction et de communication,
ainsi qu’une bonne
connaissance de la langue
allemande parlée et écrite.

En cas d’intérêt, prière de
contacter Monsieur Frédy

Savioz, 022 731 91 57

L’Union démocratique du Centre
du Canton de Genève

(UDC-Genève) souhaite engager



Alpenkonvention 9

Freiheit statt Reservat!
Unsere Bergregionen sind schön, sehr schön,
ja sogar einmalig - und sie sind auch
schützenswert. Soweit sind sich sicher fast
alle einig. Ob aber der grenzüberschreitende
Schutz der Bergregionen über die Alpen-
konvention erfolgen soll, ist - gerade in den
betroffen Berggebieten - sehr umstritten.

Das Vertragswerk besteht aus
einer von der Schweiz bereits
ratifizierten Rahmenkonven-
tion und neun Zusatzproto-
kollen in den Gebieten Bevöl-
kerung und Kultur, Raumpla-
nung, Luftreinhaltung, Bo-
denschutz, Wasserhaushalt,
Naturschutz und Landschafts-
pflege, Berglandwirtschaft,
Bergwald, Tourismus und
Freizeit, Verkehr, Energie und

Bevormundung der Berggebiete
In diesem Jahr steht die parlamentarische
Genehmigung der Zusatzprotokolle zur
Alpenkonvention an. Das Vertragswerk,
dessen Ziel die nachhaltige Entwicklung im
Alpenraum ist, schiesst weit übers Ziel hin-
aus.

Abfallwirtschaft.

Zu ausgewählten Protokollen
kann folgendes gesagt werden:
Das Protokoll „Raumplanung
und Entwicklung” greift in
unzulässiger Weise in kanto-
nale Kompetenzbereiche ein,
indem es etwa eine Beschrän-
kung des Zweitwohnungsbaus
fordert. Der konsequente Voll-
zug des Protokolls „Natur-

schutz und Landschaftspfle-
ge” gefährdete die Bergbe-
völkerung in ihren existentiel-
len Grundlagen, weil der
Naturschutzgedanke in über-
bordender Weise vorherrscht.
Das Energieprotokoll führte
zu einer Beeinträchtigung der
Entwicklung der Wasserkraft,
weil es unter anderem neue
Entwürfe für Energiesteuern
vorsieht. Das Verkehrsproto-
koll beschneidet in arger Wei-
se die freie Wahl des Verkehrs-
mittels, indem es in Art. 11
Abs. 1 den Verzicht auf neue
hochrangige, alpenquerende
Strassen fordert. Das Streit-
beilegungsprotokoll führte
sodann dazu, dass fremde
Richter über den Alpenschutz

in unserem Land urteilen wür-
den, Richter aus Staaten nota
bene, deren eigener Alpen-
schutz weit hinter schweizeri-
schem Standard zurückbleibt.

Wie sehr die Alpenkonvention
und ihre Protokolle auch in
der betroffenen Bevölkerung
umstritten sind, zeigt die
Gründung des SVP-Komitees
„Freiheit statt Reservat”, wel-
ches sich aus SVP-Vertretern
der verschiedenen Gebirgs-
kantone zusammensetzt und
sich gegen die parlamentari-
sche Genehmigung der Zusatz-
protokolle zur Wehr setzt.

Manuel Brandenberg,
wiss. Mitarbeiter SVP Schweiz

Neun Zusatzprotokolle zur
Alpenkonvention sollen dem-
nächst vom Parlament ratifi-
ziert werden (s. unten). In die-
sem Artikel soll das Touris-
musprotokoll aus der Sicht
des besonders betroffenen
Kantons Graubünden speziell
beleuchtet werden.

Verbietet Alpen-
konvention sportliche

Grossanlässe?

Mit dem Tourismusprotokoll
verpflichten sich die Vertrags-
parteien unter anderem, “mö-
glichst nur landschafts- und
umweltschonende Projekte zu
fördern”. Was versteht man
unter landschafts- und um-

weltschonenden Projekten?
Wäre eine Ski-WM oder sogar
eine Olympiakandidatur nach
der Ratifizierung des Proto-
kolls noch denkbar?

Ebenfalls verpflichten sich die
Vertragspartner, Ruhezonen
auszuweisen, in denen auf
touristische Erschliessungen
verzichtet wird. Mehrere sol-
cher Ruhezonen sind bereits
vorhanden. Neue sind aber
nicht unbedingt gefragt, wie
die Ablehnung der National-
parkerweiterung gezeigt hat.

Ein weiteres Ziel des Touris-
musprotokolls ist die Begren-
zung des motorisierten Ver-
kehrs. Eine solche Einschrän-
kung im alpinen Raum mag

aus Sicht verkehrsgeplagter
Stadtmenschen als sympathi-
sches Manifest für eine heilere
Bergwelt verstanden werden,
aus der Sicht einer Tourismus-
region im Berggebiet ist dies
aber nicht denkbar.

Nachhaltigkeit auch
ohne Alpenkonvention

Sicher sind die Bergregionen
daran interessiert, eine nach-
haltige Tourismusentwicklung
zu betreiben. Dies wird  schon

seit Jahren gemacht und in
Zukunft mit Gewissheit beibe-
halten. Die Regelungen im
Protokoll der Alpenkonven-
tion schränken aber den Spiel-
raum der Tourismusbranche
spürbar ein und würden eine
gesunde Weiterentwicklung
des Alpentourismus verhin-
dern. Solche Regelungen tra-
gen nicht zum Wohle der
Bergbevölkerung bei und soll-
ten auf keinen Fall ratifiziert
werden.

Reto Rauch,
Präsident Junge SVP GR

In Zukunft noch mehr Einschränkungen im Alpenraum?



SEKTIONSGRÜNDUNGEN:

- 15. Februar Däniken (SO)
- 20. März La Chaux-de-Fonds (NE)

WAHLEN:

Am 3. März fanden neben den eidgenössischen Abstim-
mungen auch zahlreiche kantonale und kommunale Wah-
len und Abstimmungen statt.

- Mit 61 % unterstützten die Stimmberechtigten des
Kantons Appenzell Ausserrhoden ein Referendum
der SVP, das sich gegen die Zentralisierung im
Zivilstandswesen richtete (siehe Artikel Seite 13).

- Im Kanton Solothurn setzte die SVP in der Volksab-
stimmung ihr Modell zur Reduktion des Kantonsrates
auf 100 Mitglieder gegen CVP und FDP durch.

- Im Kanton Nidwalden trat die SVP erstmals bei
kantonalen Wahlen an und errang auf Anhieb 7
Sitze.

- Im Kanton Obwalden erreichte die SVP mit der glei-
chen Ausgangslage ebenfalls 7 Sitze. Leider blieb die
Regierungsratskandidatur von Albert Sigrist,
Kantonalpräsident, ohne Erfolg.

KURZMELDUNGEN - In den Kantonen Glarus und Graubünden haben
Regierungsratswahlen stattgefunden. Im Kanton
Graubünden wurde Eveline Widmer-Schlumpf im
ersten Wahlgang glänzend gewählt, während Klaus
Huber noch einmal antreten muss. Im Kanton Glarus
wurde der Wiederkandidierende Robert Marti in
seinem Amt bestätigt. Noch ist unklar, ob der zweite
Sitz der SVP gehalten werden kann.

- Im Kanton Waadt erreichte die SVP eine Zunah-
me um mehr als die Hälfte und steigerte ihre
Sitzzahl von 14 auf 22.

- Auch in der Stadt Zürich war die SVP in den
Parlamentswahlen erfolgreich und gewann 5 Sitze.
Sie ist jetzt mit Abstand stärkste bürgerliche
Kraft. Ein Sitz in der Stadtregierung konnte dagegen
bisher nicht geholt werden. Rolf A. Siegenthaler tritt
im zweiten Wahlgang um den letzten freien Sitz an.

- Erfolgreich war die SVP auch in anderen zürcheri-
schen Gemeinden: In Winterthur gewann die SVP im
Stadtparlament 4 Sitze, in Dübendorf 3 Sitze und in
Uster einen Sitz.

Bitte melden Sie Sektionsgründungen zur Veröf-
fentlichung umgehend dem SVPja (svpja@svp.ch)

Von Venedig ins Piemont

SVP-Reise10

Während unserer 8-tägigen Reise haben wir
die Gelegenheit, Venedig mit der unver-
gleichlichen Eigenart seiner Wasserstrassen
sowie der Schönheit der Paläste und Kir-
chen, und die abwechslungsreiche Region
Piemont näher kennen zu lernen.

21.-28. Mai 2002

Pauschalpreis: CHF 1890.— pro Person bei mindestens 20 zahlenden Teilnehmern
CHF 1740.— pro Person bei mindestens 30 zahlenden Teilnehmern

Einzelzimmer: CHF  320.— Zuschlag pro Person (Anzahl beschränkt)
Versicherung: CHF    55.— pro Person für Annullationskosten- und

SOS-Rückreiseversicherung
Leistungen: Fahrt im luxuriösen Reisecar, 7 Übernachtungen inkl. Frühstücks-buffets,

Kaffee und Gipfeli am 1. Tag, 3 Abendessen im Hotel, 1 gastronomisches
Abendessen in einem feinen Restaurant, 2 Mittagessen, Weindegustationen,
Eintritte, Stadtführungen und Besichtigungen mit Deutsch sprechenden
Führern, SVP-Reiseleitung, Ausführliche Reisedokumentation.

Anmeldeschluss
15. April 2002
Bestellen Sie das detaillierte
Reiseprogramm mit Anmelde-
talon unverbindlich bei:

Ernst Marti AG
Hirschengraben 8
3001 Bern
Telefon 031 390 55 75
Fax 031 390 55 70
gruppenzentrum@marti.ch

Zuerst besuchen wir die ober-
italienische Stadt Bergamo,
wo wir die schöne Altstadt
besichtigen und an einem in-
teressanten, politischen Tref-
fen teilnehmen. Zweimal über-
nachten wir in der Lagunen-

stadt Venedig, die wir auf ei-
nem geführten Rundgang ken-
nen lernen. Später reisen wir
weiter nach Alba im Piemont
für die nächsten 4 Übernach-
tungen. Neben abwechslungs-
reichen Besichtigungen (Schne-

ckenzucht, Haselnussplan-
tage, Schloss) degustieren wir
die feinen Weine und ge-
niessen die Köstlichkeiten der
regionalen Küche. Wir unter-
nehmen auch einen Ausflug
nach Turin, der Hauptstadt
des Piemont. In den Städten
steht uns überall genügend
freie Zeit für Einkäufe und in-
dividuelle Besichtigungen zur
Verfügung. Geniessen Sie un-
beschwerte Tage mit gleichge-
sinnten Mitreisenden. Profi-
tieren Sie von organisierten
Ausflügen und Besichtigun-

gen mit Deutsch sprechender
Reiseleitung. Lassen Sie sich in
sehr guten Hotels (****-Hotels
in Bergamo und Alba, ***-Ho-
tel in Venedig) verwöhnen.

Besuchen Sie wunderschöne
Schlösser im Piemont
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Gilberte Demont,
Koordinatorin SVP Romandie

Die französischsprachigen Sektionen der
SVP haben in den letzten Monaten und
Jahren z.T. spektakuläre Erfolge erzielt.

Vormarsch der SVP
in der Westschweiz

Waadt

1921 als BGB gegründet, ist
unsere Sektion in der Waadt
seit Jahrzehnten verankert.
Seit 1999, als die SVP 17 der
180 Verfassungsratssitze ge-
wann, reiht sich Erfolg an Er-
folg. Obwohl die Bisherige
nicht mehr antrat, wurden im
Herbst 1999 bei den National-
ratswahlen zwei Sitze gewon-
nen. In den Gemeindewahlen
vom Herbst 2001 wurde ein
ganz neues Wählerpotenzial
erschlossen. Die SVP gewann
z.T. mehr Sitze, als sie Kandi-
daten aufstellte. In den kanto-
nalen Wahlen vom 3. März
2002 schliesslich gewann die
SVP 8 Sitze und ist jetzt mit
22 Vertretern im Grossrat die
viertstärkste Kraft. Im Regie-
rungsrat hat die SVP VD ei-
nen Sitz inne.
Ausserdem wurde am Sams-
tag, 16. März 2002 in Lausan-
ne mit der Jungen SVP Waadt
die 18. Kantonalsektion der

 Jungen SVP Schweiz gegrün-
det. Die Mutterpartei wünscht
den Jungen viel Erfolg beim
Aufbau ihrer neuen Sektion.

Freiburg

Auch im zweisprachigen Kan-
ton Freiburg ist die SVP seit
Jahrzehnten vertreten (Grün-
dungsjahr 1922). Im März
2000 wurden 10 SVP-Kandi-
daten in den Verfassungsrat
gewählt. Im Herbst 2001 ver-
doppelte die SVP FR ihre
Grossratsfraktion von 8 auf
16.

Jura

Im gleichen Jahr wie der neue
Kanton wurde1979 im Jura die
SVP geboren. Entstanden ist
die SVP Jura aus Amtssek-
tionen der SVP Bern. Gegen-
wärtig hält die SVP JU einen
Grossratssitz. Anlässlich der
kantonalen Wahlen im Herbst

dieses Jahres wird sich weisen,
ob die SVP auch im Jura zule-
gen kann.

Genf

Seit 1987 auf der politischen
Bühne Genfs präsent, liessen
die Ergebnisse der National-
ratswahlen 1999 aufhorchen,
als die SVP beinahe einen Sitz
gewann. Im letzten Jahr ent-
stand im 100-köpfigen Gross-
rat eine SVP-Fraktion von 10
Mitgliedern.

Wallis

Diese junge Sektion wurde
1999 gegründet. An den kan-
tonalen Wahlen 2001 errang
die SVP VS 2 Grossratsman-
date. Es mag etwas gewagt
sein, Prognosen zu stellen,
doch steht der Sektion eine
vielversprechende Zukunft
bevor. In den knapp drei Jah-
ren seit ihrer Gründung hat
die Walliser SVP bereits 6
Bezirkssektionen und zwei
Ortssektionen gegründet. Wei-
tere 4 Ortssektionen können

demnächst gegründet werden.

Neuenburg

Das jüngste Kind der SVP
kommt aus dem Neuenbur-
gischen: Die Gründungsver-
sammlung fand am 18. Okto-
ber 2001 statt. Die kantonalen
Wahlen wurden damit um
wenige Monate verpasst. Die
nationalen Wahlen im nächs-
ten Herbst werden zeigen, wie
gross der Schub der SVP NE
ist. Bemerkenswert ist, dass in
den 5 Monaten seit der Grün-
dung die Mitgliederzahl ver-
doppelt werden konnte und
bereits eine Bezirkssektion ge-
gründet wurde.

Kommentar
Es ist gewiss angebracht, angesichts des fulminanten Wachstums der SVP in der gesamten Westschweiz einige

Überlegungen anzustellen. Hinter den beeindruckenden Zahlen steckt zuallererst viel Arbeit: Es gilt, Mitglieder anzuwerben,
schlagkräftige Strukturen auf Bezirks- und Ortsebene aufzubauen, Arbeitsgruppen und Fachkommissionen einzusetzen,
Informationsorgane zu schaffen und zu betreiben usw. Diese Grundlagenarbeit ist immer noch voll im Gang.

Die Stellungnahmen der SVP Schweiz sind klar, was in der Westschweiz ebenfalls stark geholfen hat. Eine klare politische
Linie, in einer umfassenden Wahlplattform festgelegt und in der Tagespolitik glaubwürdig umgesetzt, verhilft unserer Partei
zu einer gradlinigen Politik. Die SVP beschäftigt sich mit den reellen Problemen unserer Gesellschaft.

Der Aufstieg der SVP in der französischsprachigen Schweiz wurde aber auch von aussen begünstigt. Die FDP bewegt
sich immer mehr nach links. Aus Angst jemanden zu enttäuschen, verwischen die Freisinnigen ihre Positionen und verlieren
so an Rückhalt bei ihrer Wählerschaft. Aktuelle Themen wie das Swissair-Debakel schwächen die FDP weiter. Für die CVP
lässt sich nicht das Gleiche sagen, da die Stärke und die Haltungen dieser Partei in den verschiedenen Kantonen wie z.B.
Waadt und Wallis, sehr unterschiedlich sind.

Auch wenn die Haltungen innerhalb der SVP - auf kantonaler Ebene oder im Rahmen der SVP Schweiz - manchmal
auseinandergehen, gewinnt stets die demokratische Grundhaltung. Der Zusammenhalt in unserer Partei ist ausgesprochen
stark. Die Positionen sind klar. Die SVP besticht durch ihre Integrität und ihre konstruktive Art zu politisieren. All diese
Elemente tragen massgeblich dazu bei, dass die SVP das Vertrauen der Wählerschaft gewinnt.

Gilberte Demont, Koordinatorin SVP-Romandie
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Ständerat erfüllt altes SVP-Postulat
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Berichtigung
Im SVPja Nr. 8/2001 vom 7. Dezember erschien auf den Seiten 2 und 3 ein Bericht über die
Delegiertenversammlung in Luzern, an der die SVP Schweiz ihre Parole zur UNO-Abstimmung
fasste. Bedauerlicherweise wurde Erich Wettstein aus Netstal (GL) als Gegner des UNO-
Beitritts abgebildet, obwohl sich Herr Wettstein für den Beitritt der Schweiz zur UNO
ausgesprochen hat. Die Redaktion des SVPja entschuldigt sich für diesen Fehler.

Nicht gegen, sondern für die UNO - Erich Wettstein

Der Ständerat hat am 19. März entschieden,
das Bundesstrafgericht in Bellinzona und
das Bundesverwaltungsgericht in St. Gallen
anzusiedeln. Damit hat er ein altes SVP-
Postulat erfüllt.

Die Ständeratsdebatte vom
19. März 2002 verlief hitzig.
Gestritten wurde über die
Standorte der neuen Bundes-
gerichte. Der Bundesrat und
die vorberatende Kommission
hatten Aarau als Sitz für das
Bundesstrafgericht und Frei-
burg als Sitz für das Bundes-
verwaltungsgericht auser-
koren. Doch es sollte anders
kommen: der Ständerat sprach
sich für Bellinzona und St.
Gallen aus und erfüllte damit
ein altes Postulat der SVP.

Postulat Mörgeli

Nationalrat Christoph Mör-
geli hatte schon vor Jahresfrist
an der Tessiner Session am 23.
März 2001 postuliert, dass die
neuen Gerichtsbehörden im
Kanton Tessin unterzubringen
seien (01.3203). Mit Stellung-

Manuel Brandenberg
wissenschaftl. Mitarbeiter SVP

nahme vom 30. Mai 2001
lehnte der Bundesrat das
Postulat mit der Begründung
ab, dass für den Standort
Tessin mehrere Standortvor-
aussetzungen nicht erfüllt
seien. So ergäben sich namen-
tlich Probleme mit der Per-
sonalrekrutierung und der
Bereitschaft der Gerichts-
mitglieder, in einem anderen
Sprachgebiet beruflich tätig zu
sein. Zudem verfüge der Kan-
ton Tessin über keine Uni-
versität mit eigener juristischer
Fakultät.

Ständerat
abweichend

Der Ständerat liess solche
Argumente nicht gelten und
entschied sich mit 26 zu 15
Stimmen dafür, das Bundes-

strafgericht nach Bellinzona
zu vergeben. Mit dem gleichen
Ergebnis sprach er sich für die
Vergebung des Bundesverwal-
tungsgerichts nach St. Gallen
aus. SVP-Ständerat Hermann
Bürgi (TG) setzte sich in der
Plenumsdebatte vehement für
den Standort St. Gallen ein
und trug damit massgeblich
zum Entscheid des Stände-
rates bei.

SVP fördert die
Randregionen

Die Interventionen von Natio-
nalrat Mörgeli und Ständerat
Bürgi zeigen deutlich, dass die
SVP nicht nur von Födera-
lismus und freundeidgenössi-
schem Zusammenhalt schwätzt,
sondern sich auch tatkräftig
dafür einsetzt. Die SVP weiss,
wie wenig selbstverständlich
es ist, dass das Zusammen-
leben der verschiedenen Kul-
turen in unserem Lande
reibungslos verläuft. Umso
mehr setzt sie sich für die
Förderung der Randregionen
ein und stärkt damit dessen

Zusammenhalt. Anders der
Bundesrat: mit kaum tiefge-
henden, sondern weitgehend
technokratischen Argumen-
ten setzte er sich für näher
liegende Standorte ein. Es
erstaunt nicht, dass der Bun-
desrat föderalistische Gründe
kaum beachtet. Es ist ein
offenes Geheimnis, dass die
Bundesverwaltung mit ihren
zahlreichen und langen Ar-
men nach mehr Macht greift
und die Zentralisierung der
Schweiz vorantreiben will.
Die SVP weiss sich dagegen zu
wehren.
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Gute und schlechte Steuern

Eine Steuer wird erhöht mit
dem Ziel, etwas anderes zu
unterstützen. Wir müssen uns
von diesem Finanzierungs-
und Aufgabenwirrwarr lösen.

Ein Musterbeispiel solcher
unnötiger Abgaben ist der
Basler Stromsparbonus. Um
es gleich vorweg zu nehmen.
Mit dem Basler Stromspar-
bonus wurde keine einzige
Kilowattstunde Strom gespart.
Nichts dergleichen. Die gan-

Das Steuersystem mit direkten und indirek-
ten Steuern mit dem einfachen Ziel, unse-
ren Staatshaushalt zu finanzieren, wird zu-
nehmend zugunsten eines steuerlichen
Lenkungsabgabensystems aufgegeben.

ze Abgabe hatte überhaupt
keinen messbaren Einfluss auf
das Stromkonsumverhalten
der Basler Konsumenten. Eine
Lenkungsabgabe ohne Len-
kung. Es ging letztendlich nur
um die Verteuerung der Ener-
gie und um ein Umverteilen
von Geld, ohne Sinn und
Zweck.

Gute Steuern

In den Stromsparbonus dürf-

ten viele Beamtenjahre inves-
tiert worden sein. Allerdings
ohne wirtschaftliche und so-
ziale Wertschöpfung.

Genau gleich geht es mit den
meisten Sondersteuern. Alles
wird teurer und bringt nichts.
Ich kenne keine einzige Len-
kungsabgabe, welche irgend-
etwas bewirkt hat:

- Die Alkoholsteuer redu-
ziert nicht den Konsum

- Die Tabaksteuer reduziert
nicht das Rauchen

- Die Benzinsteuer reduziert
nicht das Auto fahren

- Die LSVA reduziert nicht
die Lastwagenfahrten

und so weiter

Die einzige Folge solcher Ab-
gaben ist eine Verteuerung der
Lebenskosten. Verpackt wer-
den diese Sondersteuern als
gute Steuern, da sie ein als all-
gemein negativ empfundenes
Verhalten besteuern. Damit
soll die Steuer als gute Abga-
be legitimiert werden. Im Er-
gebnis wird die Staatsquote
erhöht, was das Ziel linker
Politik ist.

Dr. iur. Bernhard Madörin
Treuhandexperte, Grossrat,
Vizepräsident SVP Basel-Stadt

SVP Basel - Stadt

Die radikale Reorganisation
des Zivilstandswesens auf nur
noch ein einziges Amt für den
ganzen Kanton war schon im
Parlament heftig umstritten,
obsiegte aber mit dem Stich-
entscheid des Präsidenten.

Kahlschlag
verhindert

In der Folge ergriff die SVP
das Referendum und sammel-
te in knapp 2 Wochen über
1700 Unterschriften. Unter-

SVP AR mit dem ersten
Referendum erfolgreich
Die SVP Appenzell Ausserrhoden hat als ers-
te Partei in der Geschichte des Kantons das
Referendum gegen einen Beschluss des Par-
laments (Reorganisation des Zivilstands-
wesens) ergriffen. Am 3. März unterstützte
das Stimmvolk die SVP mit über 61 % der
Stimmen.

stützt durch ein überparteili-
ches Komitee verlief der Ab-
stimmungskampf getreu dem
Motto: “Alle gegen die SVP”.

Doch der Abstimmungssonn-
tag zeigte eindrücklich die
Meinung des Volkes auf. Über
61 % der Bevölkerung folgten
der Meinung des Referen-
dumskomitees und legten ein
Nein gegen einen bürger-
unfreundlichen Kahlschlag im
Zivilstandswesen ein.

Dieses hervorragende Resultat

zeigte einmal mehr, dass die
SVP AR die Meinung des Vol-
kes und nicht der Parlaments-
mehrheit oder des Regierungs-
rates vertritt.

SVP AR plant
Volksinitiative

Beflügelt durch diesen Ab-
stimmungssieg, will nun die
SVP AR durch eine Initiative
die Wahl der Mitglieder des
Parlamentes durch das Pro-
porzwahlverfahren erreichen.
Nur so ist die Vormachtstel-
lung der FDP, die über 50%
aller Parlamentarier und der
Regierung im Kanton stellt, zu
durchbrechen. Dies, obwohl
zum Beispiel bei den Natio-
nalratswahlen 1999 die SVP
stärkste Kraft im Kanton war.

Mit der Proporzwahl werden

endlich alle Parteien in ihrer
wirklichen Stärke im Parla-
ment vertreten sein.

Edgar Bischof
Vizepräsident SVP
Appenzell-Ausserrhoden
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Die finanzpolitische
Gesundung des Kantons Bern:

Die Skizze einer Therapie
Einen substanziellen Schuldenabbau von jährlich 300 Millionen
Franken in der Zeit von 2003 bis Ende 2005, eine Eigenfinanzie-
rung von 100 Prozent über die gesamte Planperiode und die
Schuldenquote auf 20 Prozent zu senken: Die Erfüllung dieser vom
bernischen Parlament beschlossenen Vorgaben bedeutet, dass die
Laufende Rechnung in den kommenden Jahren um deutlich mehr
als 350 Millionen Franken jährlich verbessert werden muss.
Notwendige Verbesserungen müssen aufwandseitig gesucht
werden.

Regierungsrat Urs Gasche
Finanzdirektor Kanton Bern

Kurzportrait
Der 47-jährige Berner Fi-
nanzdirektor Urs Gasche
ist verheiratet, vierfacher
Vater und wohnt in Frau-
brunnen. Er war vor seiner
Regierungstätigkeit selb-
ständiger Anwalt in einem
Berner Anwaltsbüro. Nach
seinem Studium und Ab-
schluss als Fürsprecher hat
Urs Gasche sechs Jahre im
Amt für Gemeinden und
Raumordnung als Kreis-
jurist, Chef Rechtsdienst
sowie Kreisvorsteher Ober-
land und Fachbereichs-
leiter Recht gearbeitet. Der
Berner Finanzdirektor prä-
sidierte unter anderem
sieben Jahre den Gemein-
derat von Fraubrunnen
und engagierte sich in
verschiedenesten politi-
schen Chargen.

Ohne spürbaren Aufgabenab-
bau lassen sich die Vorgaben
des Grossen Rates nicht annä-
hernd erreichen. Der Regie-
rungsrat ist sich jedoch be-
wusst, dass ein breites Herun-
terfahren des Angebots an öf-
fentlichen Gütern den Kanton
Bern nicht endgültig aus sei-
nen Schwierigkeiten heraus
bringen kann. Eine solche
Politik allein droht nämlich
das im Kanton Bern dringend
nötige Wachstum, die qualita-
tive Entwicklung und Innova-
tionen zu ersticken und wür-
de in der Politik zu unüber-
windbaren Spannungen füh-
ren. Deshalb hatte sich der
Regierungsrat anfänglich ge-
gen die Überweisung der Mo-
tion der Finanzkommission
und bloss für die Annahme als
Postulat ausgesprochen.

Staatliche
Dienstleistungen

hinterfragen

Nach einer umfassenden Lage-
beurteilung hat der Regie-
rungsrat beschlossen, vor und
zu Beginn der nächsten Legis-
latur eine strategische Auf-
gabenüberprüfung vorzuneh-
men. Dabei wird das gesamte
Angebot an staatlichen Dienst-
leistungen hinterfragt. Es wird
geprüft, wo Aufgaben des
Kantons abgebaut, verändert
oder konzentriert werden sol-

len. Auf Grund der Vorgaben
des Parlaments werden dabei
auch Sanierungsmassnahmen
zu prüfen sein, die eine Rück-
nahme der flächendeckenden
Versorgung mit öffentlichen
Gütern und damit verbunden
eine vermehrte Konzentration
auf die Zentralität der Auf-
gabenerfüllung sowie eine
spürbare Ausdünnung und
Qualitätssenkung des kanto-
nalen Leistungsangebots mit
sich bringen können. Ein Ab-
bau von staatlichen Aufgaben
und Förderungsmassnahmen
mit dem entsprechenden Stel-
lenabbau wird ebenso unaus-
weichlich sein, wie eine neue
Priorisierung der Investitio-
nen. Der Regierungsrat wird in
diesem Zusammenhang auch
eine Forcierung der Desin-
vestitionen prüfen. Mit Blick
auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung ist zudem eine kon-
krete Wachstumsstrategie mit
den dazugehörigen konkreten
Massnahmen zu erarbeiten.
So lässt sich gerafft skizzieren,
welche Therapie der Grosse
Rat dem Kanton verordnet hat
und wie sie der Regierungsrat
umsetzen will.

Aus dem Ganzen lässt sich
folgendes Fazit ziehen:

1. Der Grosse Rat und der Re-
gierungsrat sind sich dem
Ernst der finanzpolitischen
Lage bewusst. Mit der parla-

mentarischen Überweisung
der Motion der Finanzkom-
mission wurden die finanz-
politischen Zielwerte konse-
quent festgelegt. Es liegt nun
am Regierungsrat, die konkre-
te Umsetzung der Vorgaben
der Motion der Finanzkom-
mission vorzubereiten.

2. Mit der parlamentarischen
Überweisung dieses Vorstos-
ses als Motion bringt der
Grosse Rat den unmissver-
ständlichen Willen zum Aus-
druck, den Finanzhaushalt
nachhaltig zu sanieren. Er
nimmt dabei bewusst in Kauf,
dass dieser Prozess auch
„schmerzhaft” ausfallen könn-
te. Die Bedenken des Regie-
rungsrates, die ihn dazu bewo-
gen haben, den Vorstoss der
Finanzkommission als Postu-
lat anzunehmen, werden vom
Grossen Rat nicht in gleicher
Weise geteilt.

3. Wesentliche Elemente, die
zu einer finanzpolitischen
Kurskorrektur gehören, sind
im Kanton Bern bereits einge-
leitet worden oder werden
demnächst angepackt. Dazu
gehören:

Neufestlegung der Arbeitstei-
lung zwischen dem privaten
und dem öffentlichen Sektor:
Die in diesem Jahr durchzu-
führende strategische Auf-
gabenüberprüfung bildet die

Grundlage dafür, an der heu-
tigen Arbeitsteilung zwischen
privatem und öffentlichem
Sektor Änderungen vorzuneh-
men. Es ist deshalb nicht aus-
zuschliessen, dass eine Reihe
gegenwärtig vom Kanton an-
gebotenen Leistungen künftig
reduziert oder ganz wegfallen
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werden. Entflechtung des
Kantons und der Gemeinden
im Rahmen einer Neuvertei-
lung der Aufgaben: Mit dem in
diesem Jahr in Kraft gesetzten
neuen Finanzausgleich soll
eine klare Aufgabenteilung
zwischen Kanton und Ge-
meinden vollzogen werden.
Grundsätzlich erfüllt der Kan-
ton lediglich jene Aufgaben,
die auf Gemeindeebene nicht
oder nicht effizient vollzogen
werden können (Subsidiari-
tätsprinzip). Zudem sind kan-
tonale Aufgaben vom Kanton
und kommunale Aufgaben
von den Gemeinden zu finan-
zieren. Bei sogenannten Ver-
bundaufgaben - Aufgaben, bei
denen eine Zusammenarbeit
zwischen Kanton und Ge-
meinden weiterhin sinnvoll ist
- sollen Entscheidungsbefug-
nisse und Finanzierung mög-
lichst stufengerecht und im
Sinne grösstmöglicher Effizi-
enz geregelt werden.

Angemessener
Ausgleich

der Steuerkraft

Der Finanzausgleich inner-
halb des Kantons Bern soll auf
diese Weise für einen ange-
messenen Ausgleich der Steu-
erkraft und Steuerbelastung
zwischen den Gemeinden sor-
gen und ihnen die nötigen
Mittel für die Erfüllung ihrer
Aufgaben verschaffen, ohne
einen gesunden Wettbewerb
zu eliminieren. Kein Protekti-
onismus bei der Vergabe von
öffentlichen Aufträgen: Das
Gesetz über das öffentliche
Beschaffungswesen bezweckt
die Öffnung des Marktes der
öffentlichen Beschaffungen
der Kantone, Gemeinden und
anderer Träger kantonaler
oder kommunaler Aufgaben.
Es wird demnächst im Gros-
sen Rat behandelt.
Führung der öffentlichen Ver-
waltung nach den Grundsät-
zen des „New Public Manage-
ment”: Der Grosse Rat hat
bereits letztes Jahr entschie-
den, dass die neue Verwal-
tungsführung - NEF 2000, wie
das Projekt im Kanton Bern

Zentrale, auf die Standortattraktivität beziehungsweise die wirtschaftliche Entwicklung
des Kantons Bern wirkende Aufgabenbereiche analysieren und beurteilen sowie
Massnahmen zu deren Verbesserung vorschlagen: Das war der Auftrag eines vom bernischen
Regierungsrat geschaffenen Wirtschaftsrats aus verschiedenen renommierten Professo-
ren. Die aus der Studie „Zukunftsstrategien für den Kanton Bern” hervorgegangenen finanz-
politischen Empfehlungen lassen sich folgendermassen zusammenfassen:

- Konsequente Fortführung einer transparenten und konsistenten Entschuldungspolitik

- Weitere Senkung der staatlichen Konsumausgaben

- Forcierung der Desinvestitionen

- Stärkung der Wirtschaftskraft mit gezielten
Investitionen

- Schrittweises Vorgehen im Steuerbereich zur Senkung der Belastung der natürlichen
Personen

Der bernische Grosse Rat und der Regierungsrat sind im Begriff, aus diesen strategischen
Leitlinien konkrete Massnahmen abzuleiten.

heisst - in der gesamten Kan-
tonsverwaltung eingeführt
werden soll (Gerichte vorläu-
fig ausgenommen).
Leistungsorientiertere Entlöh-
nung im öffentlichen Sektor:
Die Forderung nach einer fle-
xibleren Lohngestaltung war
Bestandteil des neuen Perso-
nalgesetzes. Obwohl das Ge-
setz vom Grossen Rat in der
Januarsession 2002 an den Re-
gierungsrat zur Überarbeitung
zurückgewiesen worden ist,
bin ich sicher, dass die Neu-
auflage des Gesetzes dieses
Element der Flexibilisierung
enthalten wird, um eine leis-
tungsorientiertere Entlöhnung
bei der öffentlichen Hand zu
ermöglichen. Im Übrigen ist
der Beamtenstatus im Kanton
Bern bereits 1996 abgeschafft
worden. Privatisierung: An
den beiden Unternehmen
Berner Kantonalbank (BEKB)
und BKW FMB Energie AG
ist der Kanton zu jeweils rund
70 Prozent respektive 64 Pro-
zent beteiligt. Die oben ange-
sprochene Forcierung der
Desinvestitionen bedeutet
eine Weiterführung des vor ei-
nigen Jahren eingeleiteten
Privatisierungsprozesses bei
diesen beiden Unternehmen.
Was aber sind die besonderen
Herausforderungen, die sich
im Zusammenhang mit der
Umsetzung einer finanzpoli-
tischen Therapie ergeben?
Eine gute Diagnose und die
beste Therapie nützen dem
Patienten wenig, wenn er sie
letztlich nicht akzeptiert. Für

eine nachhaltige Sanierung
des Finanzhaushalts ist eine
Senkung der Staatsausgaben
unumgänglich. Dabei sind die
beiden folgenden Probleme zu
berücksichtigen:

Langfristige
Konzipierung

nötig

Der jährliche Aufwand des
Kantons inkl. Spezialfinan-
zierungen beträgt rund 8 Mil-
liarden Franken. Davon sind
jedoch ca. 40 Prozent kurz-
und mittelfristig nicht verän-
derbar (z.B. Passivzinsen, Ab-
schreibungen, Beiträge an den
Bund im Sozialversicherungs-
bereich). Der Anteil für Perso-
nalausgaben im kantonalen
Haushalt umfasst weitere 45
Prozent, die kurz- und mittel-
fristig nur beschränkt beein-
flussbar sind. Die kurz- und
mittelfristig beeinflussbaren
Aufwandpositionen umfassen
lediglich 15 Prozent des Ge-
samtaufwands. Im Vorder-
grund steht dabei der Sach-
aufwand (z.B. Kantonsstras-
senunterhalt, Laufende An-
schaffung von Informatik-
mitteln oder Lehrmittel für
Unterricht und Forschung).
Damit wird erkennbar, dass
der Prozess zur Senkung der
Staatsausgaben langfristig
konzipiert werden muss. Denn
substanzielle Einsparungen
erfordern in der Regel eine
vorgängige Änderung der ent-
sprechenden kantonalen Ge-

setze und Verordnungen, auf
welchen die Leistungserbrin-
gung des Kantons basiert.

Überzeuguns-
arbeit in

Parlament,
Verwaltung und
Öffentlichkeit

Eine nachhaltige Finanzpo-
litik, zu der unausweichlich
eine Senkung der Staatsaus-
gaben gehört, stellt ein „öffent-
liches Gut” dar, zu deren Be-
reitstellung die Einzelnen in
der Regel nicht beitragen wol-
len. Eine Straffung des bishe-
rigen kantonalen Leistungsan-
gebots wird bei den unmittel-
bar Betroffenen verständli-
cherweise Widerstand auslö-
sen. Bei unseren Entscheidun-
gen müssen wir deshalb be-
sonders darauf achten, die
Betroffenen von den durchzu-
führenden Massnahmen zu
überzeugen und zu zeigen,
dass dies im Sinne des All-
gemeinwohls geschieht. Nur
so dürfen wir darauf hoffen, in
demokratischen Prozessen die
nötige Zustimmung zu finden.
Eine wichtige Rolle des Regie-
rungsrates bei der Formulie-
rung der künftigen Finanzpo-
litik sehe ich deshalb im Leis-
ten von Überzeugungsarbeit
gegenüber Parlament, Verwal-
tung und Öffentlichkeit.
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Online-Bestellung  auf www.svp.ch
Bestellung SVP Shop

........ Expl. Kleber Bogen à 35 Kleber Fr. 6.--

........ Expl. Jass deutschschweizer Karten       franz. Karten Fr. 3.--

........ Expl. Ballone Sack à 50 Stück Fr. 40.--

........ Expl. Kugelschreiber Fr. 2.50

........ Expl. Feuerzeug nachfüllbar Fr. 5.--

........ Expl. Tischtuchrolle PVC, 1 x 100 m Fr. 100.--

Alle Preise exkl. Versandkosten; inkl. MWST

Name ................................................................................................ Vorname ......................................................................

Adresse .......................................................................................... PLZ/Ort ............................................................................

Telefon ..................................................................... Mail ..............................................................................................

Ort ................................................ Datum ................................................. Unterschrift ...........................................................

Bitte Talon einsenden an: Generalsekretariat SVP, Postfach, 3000 Bern 26, per Fax an 031 301 75 85 oder Mail gs@svp.ch

Bitte um Unterstützung
Die Positionen der SVP werden tagtäglich in zahlreichen Zeitungen,
Radioprogrammen, Fernsehsendern und übers Internet verbreitet.
Nicht immer wird unsere Haltung korrekt und unverfälscht
widergegeben. Das schafft Verunsicherung. Deshalb ist es wichtig,
dass wir uns direkt und ungefiltert an unsere Mitglieder wenden
können. Neben dem wöchentlich erscheinenden Pressedienst und
den Pressecommuniqués, die über www.svp.ch abonniert werden
können, ist unsere Parteizeitung SVPja ein wichtiger Weg, Sie über
unsere Politik zu informieren.

Die Kosten des SVPja werden durch freiwillige Abo-Beiträge und
Inserate gedeckt. Mit dem Einzahlungsschein, der in dieser
Ausgabe beigelegt ist, erhalten Sie die Möglichkeit, ihren
jährlichen Abo-Beitrag von 35 Franken zu überweisen. Damit
unterstützen Sie unsere Partei, die in letzter Zeit in ihrem Kampf
für die Unabhängigkeit der Schweiz und für tiefere Steuern mehr

und mehr alleine gelassen wurde. Sollten Sie Interesse an einem Inserat
im SVPja haben, können Sie gerne und ganz unverbindlich die Dokumentation bei uns bestellen
(svpja@svp.ch; Fax 031 301 75 85) - Danke für Ihre Mithilfe!

Nationalrat Ueli Maurer, Parteipräsident

  SVP Kleber                     SVP Jass d    SVP Jass f                          SVP Ballone     SVP Kugelschreiber         SVP Feuerzeug                  SVP Tischruchrolle

Mit Mut in die Zukunft
Seite 3

Nationalrat Toni Brunner zum neuem Selbstbewusstsein der Schweizer Jugend

Nein zur 36 Stunden-Woche
Seite 7

SVP-Krankenkasseninitiative
Seiten 8-9

Die SVP hat zu diesem Thema eine Internet-Volksvernehmlassung lanciert

Alle an die Urnen!
jaja

Die Zeitung des Mittelstandes

Wehret den Anfängen! Am 3. März geht es darum, ob die Schweiz erstmals Mit-

glied einer internationalen Machtorganisation werden soll. Stimmen Sie Nein zur

Unterwerfung der Schweiz unter den UNO-Sicherheitsrat. Rufen Sie Freunde und

Bekannte zum Abstimmen auf!

SVPSVP UDC
SVP

Nr. 2/2002

AZB 4800 Zofingen

Nationalrat Christian Speck lehnt die staatlich befohlene Arbeitszeitbeschränkung ab


